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Erbrechtsrevision



In Kraft seit 1.1.2023 (1/2)

▪ Gesetzliche Erbteile bleiben unverändert

▪ Anpassungen bei den pflichtteilsberechtigten Personen und Pflichtteilsquoten

▪ Pflichtteil der Nachkommen reduziert sich von ¾ auf ½ des gesetzlichen 

Erbanteils

▪ Eltern sind nicht mehr pflichtteilsgeschützt

▪ Verfügbare Quote bei Begünstigung des überlebenden Ehegatten/eingetragenen 

Partners mit Nutzniessung: ½ statt ¼ des Nachlasses
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In Kraft seit 1.1.2023 (2/2) 

▪ Verlust des Pflichtteilsanspruchs sowie Wegfall von erb- und ehegüterrechtlichen 

Begünstigungen des Scheidungsgatten

▪ Pflichtteilsberechnung (ZGB 216 ZGB)

▪ Herabsetzungsreihenfolge (ZGB 522 f. und 532)

▪ Erbverträge: Von der Schenkungsfreiheit zum Schenkungsverbot

▪ Klarstellung zur Säule 3a 
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Übergangsrecht

▪ Massgebend ist das im Zeitpunkt des Todes der Erblasserin geltende Recht

▪ Dies unabhängig davon, ob die gesetzliche Erbfolge eintritt oder ob vor dem 

Inkrafttreten der Revision eine letztwillige Verfügung erstellt oder ein Erbvertrag 

abgeschlossen wurde (sog. Todestagprinzip, Art. 15 und 16 SchlT ZGB)
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Pflichtteile und verfügbare Quote: ZGB 471
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Meistbegünstigung: Nutzniessung

▪ Bisher: 

▪ Möglichkeit, dem überlebenden Ehegatten maximal 1/4 des Nachlasses zu 

Eigentum und 3/4 des Nachlasses (der an die gemeinsamen Nachkommen 

geht) zur Nutzniessung zuzuweisen.

▪ Neu: Im Grundsatz unverändert, aber den neuen Pflichtteilen angepasst 

▪ Klare gesetzliche Formulierung

▪ Verfügbare Quote auf ½ festgelegt 
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ZGB 473



Erbrecht im Scheidungsfall

▪ Bisher:

▪ Verlust von Erb- und Pflichtteilsanspruch erst bei rechtskräftigem 

Scheidungsurteil

▪ Neu: 

▪ Pflichtteilsanspruch erlischt, sofern beide Ehegatten der Scheidung 

zugestimmt oder bereits mind. zwei Jahre getrennt gelebt haben

▪ Verlust der Ansprüche aus Testament und Erbverträgen

▪ Vereinbarungen über Änderung an der gesetzlichen Vorschlagsbeteiligung 

entfallen 

▪ Aber: Kein Verlust des gesetzlichen Erbrechts → Ehegatte muss zwingend in 

einer Verfügung von Todes wegen von der Erbschaft ausgeschlossen werden
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ZGB 120, 217 und 472



Eheverträge

▪ Überhälftige Vorschlagszuteilung gilt als erbrechtlich relevante Zuwendung unter 

Lebenden (ZGB 532 II)

▪ Die überhälftige Vorschlagszuweisung wird bei der Berechnung der Pflichtteile 

des überlebenden Ehegatten, der gemeinsamen Kinder und deren Nachkommen 

nicht hinzugerechnet (ZGB 216 II)

▪ Pflichtteilsansprüche nicht gemeinsamer Kinder dürfen nicht beeinträchtigt 

werden (ZGB 216 III)
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überhälftige Vorschlagszuteilung, ZGB 216



Erbverträge

Ausgangslage

▪ Der Erblasser kann über sein Vermögen frei verfügen 

▪ Verfügungen von Todes wegen oder Schenkungen, die mit seinen 

Verpflichtungen aus dem Erbvertag nicht vereinbar sind, unterliegen jedoch der 

Anfechtung

Paradigmenwechsel

▪ Statt der grundsätzlichen lebzeitigen Zuwendungsfreiheit gilt neu ein 

grundsätzliches Verbot für lebzeitige Zuwendungen (Schenkungsverbot)

▪ Ausdrücklicher Vorbehalt, um Schenkungen vorzunehmen
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ZGB 494 



Klarstellung der Herabsetzungsreihenfolge (1/2)

Was ist eine Herabsetzung?

▪ Die Herabsetzungsklage schützt Erben bei Verletzung ihres Pflichtteils und dient 

dazu, bestimmte Verfügungen des Erblassers auf das erlaubte Mass zu 

reduzieren bzw. herabzusetzen, um den Pflichtteil wiederherzustellen

▪ Bisher ist nicht immer klar und umstritten, welche Verfügungen des Erblassers 

herabgesetzt werden können und wie die Reihenfolge dieser Herabsetzungen ist
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ZGB 532 



Klarstellung der Herabsetzungsreihenfolge (2/2)

Klare Formulierung unter dem geltenden Recht

▪ Herabsetzungsreihenfolge

▪ Erwerb nach der gesetzlichen Erbfolge (Intestaterwerb)

▪ Zuwendungen von Todes wegen

▪ Zuwendungen unter Lebenden:

a) die der Hinzurechnung unterliegenden Zuwendungen aus Eheverträgen,

b) frei widerrufliche Zuwendungen und Leistungen aus der Säule 3a,

c) weitere Zuwendungen (spätere vor früheren)
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ZGB 532 



Pflichtteilsberechnung und Herabsetzung bei 
gemeinsamen Nachkommen

Beispiel: Ehepaar A und B habe ein gemeinsames Kind X. Ehevertrag mit 

Totalvorschlagszuweisung an A. Zwei Jahre vor dem Tod schenkt B der Freundin F 

CHF 200‘000 aus Eigengut. B stirbt.
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Versicherungen und Vorsorge:

1. Säule (AHV) und 2. Säule (BVG)

▪ keine Änderungen, d.h. diese Guthaben fallen nicht in den Nachlass

3. Säule

▪ Gleichstellung der gebunden Selbstvorsorge bei Versicherungen und Banken

▪ Eigener und direkter Anspruch der Begünstigten gegenüber den 

Vorsorgeeinrichtungen (Gefahr von Doppelzahlungen gebannt) 

▪ Guthaben fallen nicht in den Nachlass, aber sind pflichtteilsrelevant (unterliegen 

der Herabsetzung)

▪ Anrechenbarkeit: Voll bei Bankguthaben – Rückkaufswert bei Versicherungen
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BVG 82 



Exkurs: Ergänzungsleistungen

▪ Seit 2021 gilt eine Rückerstattungspflicht, das heisst, Erben müssen im Todesfall 

die ab 2021 erhaltenen Ergänzungsleistungen zurückzahlen.

▪ Ergänzungsleistungen muss man nur aus dem Teil des Nachlasses zurückzahlen, 

der CHF 40'000 übersteigt.

▪ Zudem zu beachten: Bei Grundstücksübertragungen mit Nutzniessung ist diese 

Gegenleistung mit einem Kapitalisierungswert anzugeben, ansonsten besteht 

eine Schenkungskomponente → Gefahr der Kürzung bzw. Nichtgewährung von 

Ergänzungsleistungen
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Merkpunkte

▪ Grössere Individualität bei der Nachlassplanung aufgrund höherer Flexibilität 

(höhere disponible Quote)

▪ Bestehende Ehe- und Erbverträge sowie Testamente auf Anpassungs- bzw. 

Ergänzungsbedarf mit Blick auf neues Recht überprüfen

▪ Übergangsrecht: Todestagprinzip

▪ Verfügung von Todes wegen notwendig für vollständigen Entzug des Erbrechts im 

Falle des Scheidungsverfahrens

▪ Falls gewünscht, die Möglichkeit der Schenkungen und letztwilligen 

Zuwendungen im Erbvertrag vorbehalten

16



Willensvollstreckung



Übersicht und Aufgaben des Willensvollstreckers

▪ Die Willensvollstreckung (Art. 517 ff. ZGB) dient dazu, den letzten Willen des 

Erblassers zuverlässig umzusetzen und die Erben administrativ zu entlasten. Der 

Willensvollstrecker ist neutraler Verwalter und Ansprechpartner der Erben.

▪ Grundlage für den Auftrag bildet die letztwillige Verfügung.

▪ Aufgaben:

▪ Sicherung des Nachlasses und Inventaraufnahme

▪ Verwaltung der Erbschaft

▪ Tilgung der Schulden des Erblassers

▪ Ausrichtung der Vermächtnisse auszurichten

▪ Vorbereitung der Teilung nach den vom Erblasser getroffenen Anordnungen 

oder nach den Vorschriften des Gesetzes
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Umsetzung des Erblasserwillens

▪ Es ist der Auftrag des Willensvollstreckers, den Willen des Erblassers 

umzusetzen. 

▪ Der Willensvollstrecker und die Erben sind an die Teilungsvorschriften des 

Erblassers gebunden. 

▪ Die Erben können sich jedoch einstimmig auf eine andere Aufteilung einigen.

▪ Eine andere Vermögensaufteilung kann sinnvoll sein, wenn sich die Verhältnisse 

seit der Verfügung geändert haben → Gut zu wissen ist deshalb, dass die Erben 

jederzeit gemeinsam anders entscheiden können.
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Stolpersteine bei der Willensvollstreckung (1)

▪ Typische Fehler:

▪ Ungeprüfte Annahme von unklar formulierten Testamenten oder 

Erbverträgen

▪ Keine Vereinbarung oder unklare Regelung der eigenen Vergütung

▪ Unterschätzung möglicher Konflikte zwischen den Erben

▪ Empfohlene Massnahmen:

▪ Testament und Erbvertrag sorgfältig prüfen und Unklarheiten vor 

Mandatsannahme klären

▪ Honorarvereinbarung schriftlich mit den Erben oder im Testament festhalten

▪ Konfliktpotenzial offen mit den Erben thematisieren und gegebenenfalls 

frühzeitig Mediatoren hinzuziehen
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Mandatsannahme - Risiken erkennen und klären



Stolpersteine bei der Willensvollstreckung (2)

▪ Typische Fehler:

▪ Unvollständige, verspätete oder fehlerhafte Inventarisierung

▪ Übersehene Vermögenswerte (z.B. Auslandskonten, Versicherungen, 

Kunstgegenstände)

▪ Unzureichende physische Sicherung der Nachlasswerte

▪ Empfohlene Massnahmen:

▪ Inventar frühzeitig, gründlich und systematisch erstellen

▪ Alle Unterlagen (Bankauszüge, Steuerunterlagen) umfassend auswerten

▪ Sicherstellung wertvoller Gegenstände unverzüglich nach Übernahme des 

Mandats (z.B. Bilder)
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Inventar und Sicherung des Nachlasses – sorgfältig und vollständig vorgehen



Stolpersteine bei der Willensvollstreckung (3)

▪ Typische Fehler:

▪ Übersehen von offenen Rechnungen und laufenden Verpflichtungen

▪ Unzureichende Planung der Liquidität

▪ Verfrühte Verteilung von Nachlassvermögen an die Erben

▪ Empfohlene Massnahmen:

▪ Umfassende Ermittlung aller Verbindlichkeiten direkt zu Beginn

▪ Rechtzeitige Kontaktaufnahme mit Banken bezüglich 

Zwischenfinanzierungen, allfällige Verkäufe

▪ Keine Auszahlung von Erbanteilen, bevor nicht alle Verbindlichkeiten gedeckt 

sind
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Schulden und Liquiditätsmanagement – finanzielle Risiken aktiv steuern



Stolpersteine bei der Willensvollstreckung (4)

▪ Typische Fehler:

▪ Nicht eingeplante Grundstückgewinn- und Erbschaftssteuern

▪ Unterschätzung steuerlicher Verpflichtungen im internationalen Kontext

▪ Fehlende oder unzureichende Rückstellungen für Steuern

▪ Empfohlene Massnahmen:

▪ Frühzeitige und umfassende steuerliche Beratung durch Fachpersonen

▪ Bildung ausreichender Steuerrückstellungen (Mithaftung des 

Willensvollstreckers!)

▪ Gegebenenfalls Steuervorauszahlungen leisten, um spätere Belastungen zu 

reduzieren
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Steuerliche Risiken – Konsequenzen vorausschauend einplanen



Stolpersteine bei der Willensvollstreckung (5)

▪ Typische Fehler:

▪ Mangelhafte Kommunikation, die Misstrauen oder Unklarheiten erzeugt

▪ Unbeabsichtigte Parteinahme oder mangelnde Neutralität des 

Willensvollstreckers

▪ Unklare Fristen und Erwartungen gegenüber den Erben

▪ Empfohlene Massnahmen:

▪ Kontinuierliche und transparente Information aller Erben über den Fortschritt 

der Willensvollstreckung

▪ Klarstellung der neutralen Rolle und konsequente Wahrung dieser Neutralität

▪ Setzung klarer Fristen und Termine sowie konsequente Dokumentation aller 

Entscheidungen
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Erbenstreitigkeiten – Konflikte frühzeitig erkennen und vermeiden



Haftung und Absetzung des Willensvollstreckers

▪ Der Willensvollstrecker haftet persönlich bei Sorgfaltspflichtverletzungen.

▪ Der Willensvollstrecker kann von den Erben nicht abgesetzt werden, auch nicht 

einvernehmlich. 

▪ Alle Erben haben gegenüber dem Willensvollstrecker Anspruch auf Auskunft über 

den Nachlass und den Stand der Arbeiten. 

▪ Jeder Erbe hat die Möglichkeit, eine Aufsichtsbeschwerde bei der zuständigen 

kantonalen Amtsstelle (Gericht, Aufsichtsbehörde) einzureichen. Eine Absetzung 

ist nur in Ausnahmefällen durch ein Gericht bei groben Pflichtverletzungen 

möglich.

▪ Die letzte Möglichkeit ist die Fortsetzung der Erbengemeinschaft. In diesem Fall 

entfällt die Willensvollstreckung, die einen Nachlassabwicklungs- und 

Teilungsauftrag enthält. 
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Stefan Keller, LL.M.
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